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Rechtsgrundsätze der Strafzumessung in der BRD und in der DDR - Versuch 
einer Standortbestimmung zur Zeit des politischen Umbruchs in der DDR
Prof. Dr. DIETRICH BOXDORFER, Nürnberg

Die Auswahl der im Gesetz vorgesehenen Reaktionsmittel und die 
Bemessung der Höhe und des Grades der Auswirkung auf den 
Straftäter werden zum Problem der Strafrechtspflege in einer Zeit, 
in der „Erwartungshaltungen“ der Bevölkerung an die Gerichte 
bestehen. Es dürfte unbestritten sein, daß in einer Zeit politischen 
Umbruchs, wie er in der DDR erfolgt ist, die Strafrechtspflege zu 
einem dominanten Prüffeld rechtsstaatlichen Handelns wird.* Man 

. wird beobachten, wie Staatsanwälte ermitteln und ob sie Anklage 
erheben, welche Strafanträge sie in den Strafprozessen stellen, 
andererseits mit welchen rechtsstaatlichen Garantien die Richter 
die Prozesse führen, welche Reaktionsmittel sie auswählen und 
wie sie die Strafe bemessen.

Strafzumessung ist ein „sozialer Gestaltungsakt“.1 Ein Strafurteil 
hat Wirkung für den betroffenen Verurteilten und strahlt in die 
Gesellschaft aus. Die Bedeutung für die Gesellschaft ist dem Urteil 
immanent; dies um so mehr, als man in einer sozialpsycholo­
gischen Betrachtung anerkennen muß, daß ein nicht zu unter­
schätzendes Bedürfnis der Bürger nach Aufklärung von Straftaten 
besteht, eine hohe Bereitschaft einer „antizipierten Bewertung“ 
von Verhaltensweisen politischer Repräsentanten in Kreis, Bezirk 
und Republik als kriminelles Unrecht und ein Bedürfnis nach 
Sanktionierung zur Stillung ihres Rechtsgefühls.

Soll die Strafrechtspflege nicht zum Erliegen kommen und 
will man die damit oftmals einhergehende Folge der Zunahme 
von allgemeinen Straftaten wie Diebstählen, Sachbeschädigungen, 
Sabotage, aber auch von politisch motivierten Bedrohungen oder 
Gewaltakten vermeiden, sollte sich die Justiz auch in der politi­
schen Umbruchsphase nach einer zuzugestehenden Bedenkzeit und 
gemäßigten Neustrukturierung diesen sozialen Aufgaben stellen.

Im Hinblick auf ein sich entwickelndes „anderes“ Verständnis 
der Strafzumessung durch Rechtsvergleich mit der Strafzumessung 
in der BRD darf davon ausgegangen werden, daß die höchstrichter­
liche Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes (BGH) gedanklich 
ausstrahlt und sich im Laufe der Zeit eine Akzeptanz in der DDR 
entwickeln wird.

Damit wäre es gerechtfertigt, neben der Erörterung allge­
meiner wissenschaftstheoretischer Strafzumessungsüberlegungen 
(Strafzweck-Theorien) Marksteine und Tendenzen der BGH-Straf- 
zumessungsrechtsprechung problem- und zeitbezogen zu explizie­
ren, ohne die Rechtsprechung des OG zu vernachlässigen.

Bisherige Strafzumessungsgrundsätze in der Strafrechtsprechung 
der DDR

Als wesentlicher Unterschied zu § 46 StGB/BRD fällt das Ziel des 
§ 61 StGB/DDR ins Auge: das bei der Strafzumessung zu verwirk­
lichende Ziel der sozialistischen Gerechtigkeit. Bislang war dies 
nicht etwa nur ein Programmsatz. Das Ziel implizierte den Schutz 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung, aber auch den 
Schutz, die Vorbeugung und die Erziehung in der dialektischen 
Einheit.* 1 2

Nach Abschaffung der führenden Rolle der SED durch Strei­
chung aus der Verfassung und nach dem Ergebnis der Wahl zur 
Volkskammer am 18. März 1990, aus der der Wille des Volkes 
nach Meinungs- und politischer Gestaltungsvielfalt (Pluralismus) 
ablesbar ist, stellt sich die Frage, ob die Gerichte in Anlehnung an 
andere im StGB/DDR niedergelegte Grundsätze das Recht gestal­
ten müssen, insbesondere „ideologiefreie“ Strafzumessungskriteri­
en aus § 61 Abs. 2 StGB/DDR mehr ausloten sollten. Unabhängig 
davon, wie sich die Staats- und Gesellschaftsordnung in der DDR 
derzeit real3 oder verfassungsrechtlich definiert, hat die Realität 
dem Ziel der Strafzumessung eine neue Dimension gegeben; die 
Strafe darf zwar dem Schutz und der Vorbeugung dienen, aber 
in keinem Fall mehr die Erziehung in der dialektischen Einheit 
verwirklichen, was praktisch dazu führen könnte, daß Auswahl 
und Höhe der Strafe anders zu gewichten sind.

Das Recht zur veränderten Gewichtung der Kriterien nach
§61 Abs. 2 StGB/DDR

Sieht man den Strafausspruch als einen sozialen Gestaltungsakt für 
den Täter wie für die Gesellschaft, so fließen bei der Abwägung 
von Tat und Täter auch zeitbedingte Faktoren mit ein, so daß das 
Urteil nicht losgelöst vom Zeitgeist gesehen werden kann und 
andere Gewichtungen erfolgen müssen.

Dies gilt nicht nur für die Bewertung eines Schadens oder der 
Schädlichkeit einer Handlung. Dies gilt besonders, wenn es um 
die Ursachen und Bedingungen geht, die die persönliche Schuld 
eines Straftäters ausmachen. Insoweit werden für den individuellen 
Schuldvorwurf („Schwere der Schuld des Täters“) staatlich vorge­
gebene Zwänge in der Gesamtwirtschaft, Unzulänglichkeiten im 
Arbeits- und Betriebsschutz oder politische und organisatorische 
Zwänge einen anderen Stellenwert erlangen, d.h. strafmildernd zu 
sehen sein.

Richterliche Rechtsfortbildung

Schon bisher hat jeder Richter die ihm angezeigte Abwägung 
der Kriterien im Sinne des §61 Abs. 2 StGB/DDR vorzunehmen 
gehabt und Recht verwirklicht. Vom Wortlaut des Gesetzes war 
stets ein Spielraum der Bewertung und Gewichtung möglich. Mit 
Hilfe der staatsanwaltschaftlichen Rechtsmittel wurden noch nicht 
rechtskräftige Urteile im Sinne der Rechtsprechung des OG kor­
rigiert und mittels des besonderen Rechtsbehelfs der Kassation 
(§311 StPO/DDR) rechtskräftige Urteile zum Zwecke einheitlicher 
Rechtsprechung aufgehoben.

Bis zur einheitlichen Rechtsfortbildung der Strafzumessung, die 
bei der Bemessung der Täterschuld die auf Grund des Demokrati­
sierungsprozesses in der DDR offensichtlich gewordene wirtschaft­
liche und politische Zwänge und Bedingungen nur berücksichtigen 
und völlig neu gewichten kann und darf, dürfte auf die Erst­
instanzgerichte die besonders sensible Aufgabe zukommen, hier 
eine Qualität der Strafzumessung zu praktizieren, die als sozialer 
Gestaltungsakt in der neuformierten Gesellschaft Akzeptanz finden 
kann. Dabei kann sich beispielsweise ergeben, daß das Maß der 
Schuld des Täters einen höheren Stellenwert erhält (gleich der BRD 
gemäß § 46 Abs. 1 StGB/BRD) und daß „Folgen und Schwere der 
Tat“4 nur noch unter dem Gesichtspunkt herangezogen werden, 
inwieweit diese - bezogen auf die persönlichen Erkenntnisfähig­
keiten des Täters - ihm für einen Schuldvorwurf auch zugerechnet 
werden können. Insoweit wäre die bisherige Praxis der Bewertung 
des Schuldvorwurfs im Rahmen der §§ 5, 6 und 7 StGB/DDR zu 
überdenken und zu prüfen,

- ob real dem Täter die Möglichkeit gegeben war, sich „ge­
sellschaftsgemäß“ zu verhalten und ob überhaupt vom Grundsatz 
des Art. 2 StGB/DDR ausgegangen werden kann, wonach in der

* Der Autor konnte das inzwischen in Kraft getretene 6. StÄG vom 29. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 39 S. 526) bei seinen Überlegungen noch nicht berücksichtigen. - 
D. Red.
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